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Vorblatt 


Änderung des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 
(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Problem 

Der öffentliche Personennahverkehr mit Kraftomnibussen ist 
noch durch die Mineralölsteuer belastet. Die Bundesregierung 
hat sich andererseits mehrfach für eine Förderung des öffent- 
lichen Personennahverkehrs ausgesprochen. Darin wird ein 
Widerspruch gesehen. 


B. Lösung 

Der öffentliche Personennahverkehr mit Kraftomnibussen soll 
von der Mineralölsteuer befreit werden; aus verwaltungstech- 
nischen Gründen soll der Ausgleich — wie in anderen Fällen — 
durch die Gewährung einer Betriebsbeihilfe erfolgen. 


C. Alternativen 

Die Bundesregierung lehnt den Gesetzentwurf unter Hinweis 
auf die bereits gewährten weit höheren Zuwendungen für Inve- 
stitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden ab. 


D. Kosten 

Minderung des Mineralölsteueraufkommens um etwa 175 Mil- 
lionen DM jährlich, überwiegend zu Lasten des Bundes, 
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Bundsrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Januar 1971 

1/4 (IV/5) — 90003 — Ve 2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 357. Sitzung am 
23. Oktober 1970 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 

mit Begründung (Anlage 1), Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist 
in der Anlage 2 dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidrucfcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/ 1764 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Der Abschnitt III Artikel 4 des Verkehrsfinanz- 
gesetzes 1955 vom 6. April 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 166), zuletzt geändert durch das Gesetz über die 
Verwendung von Gasöl durch Betriebe der Land- 
wirtschaft vom 22. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1339), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Satz 1 wird folgende neue Nummer 4 
angefügt: 

„4. Verkehrsbetrieben für das Gasöl, das zum 
Betrieb von Kraftomnibussen verwendet 
wird, soweit sie zu Beförderungen im geneh- 
migten Linienverkehr nach §§42 und 43 des 
Personenbeförderungsgesetzes vom 21. März 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 241), zuletzt ge- 
ändert durch das Erste Gesetz zur Reform 
des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 645), oder zu Beförderungen 
von Schülern nach § 1 der Verordnung über 
die Befreiung bestimmter Beförderungsfälle 


von den Vorschriften des Personenbeför- 
derungsgesetzes (Freistellungs-Verordnung) 
vom 30. August 1962 (Bundesgesetzbl. I 
S. 601) in der Fassung der Verordnung zur 
Änderung der Freistellungs-Verordnung vom 
16. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 602) ein- 
gesetzt werden." 

2. In Absatz 3 Satz 3 wird folgende Nummer 1 a ein- 
gefügt: 

„1 a. im Falle des Absatzes 1 Nr. 4 38,85 DM,". 

Artikel 2 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 und 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Drucksache VI/ 1764 


Begründung 


I. Allgemeines 

Der öffentliche Personennahverkehr bedarf dringend 
der Förderung. Dazu gehören nicht nur Investitions- 
hilfen, ebenso notwendig ist eine Entlastung von 
öffentlichen Abgaben. Deshalb hat schon die auf- 
grund des Gesetzes über eine Untersuchung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse der Gemeinden vom 1. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1109) von der Bundesregierung einge- 
setzte Sachverständigenkommission in ihrem Bericht 
vom 24. August 1964 empfohlen, die Höhe der Kraft- 
verkehrsabgaben — Kraftfahrzeugsteuer und Mine- 
ralölsteuer — des öffentlichen Personennahverkehrs 
zu überprüfen (BR-Drucksache 465/64, Frage 3, Rand- 
Nr. 329). Die Bundesregierung hat in ihrer Stellung- 
nahme zu diesem Bericht entsprechende Unter- 
suchungen zugesagt und ihre Mitverantwortung für 
die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden ausdrücklich anerkannt (BR-Drucksache 
343/65, S. 3, 6, 17). 

Durch das Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeug- 
steuergesetzes vom 20. Dezember 1968 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1339) sind Kraftomnibusse, die überwie- 
gend im Linienverkehr verwendet werden, von der 
Kraftfahrzeugsteuer befreit. Auf die Erhebung von 
Wegebenutzungsabgaben zu Lasten der Verkehrs- 
betriebe, die auch nur von Bedeutung für den schie- 
nengebundenen und den Obus-Verkehr ist, wurde 
von den Straßenbaulastträgern ebenfalls weitgehend 
verzichtet. Noch verblieben ist jedoch die Erhebung 
von Mineralölsteuer, die die Verkehrsbetriebe im 
Linienverkehr und bei der Beförderung von Schülern 
mit Kraftomnibussen mit rd. 175 Mio DM jährlich 
belastet. Diese Verkehre sollen durch den Gesetzent- 
wurf von der Mineralölsteuer entlastet werden. 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 105 Abs. 2, Artikel 106 Abs. 1 Nr. 2 
GG. Verfassungsrechtliche oder steuersystematische 
Bedenken können der steuerlichen Entlastung nicht 
entgegengehalten werden, weil es dem Gesetzgeber 
nicht verwehrt ist, allgemeine wirtschafts- und ver- 
kehrspolitische Erwägungen im Rahmen der Steuer- 
gesetzgebung zur Geltung zu bringen (vgl. BVerfG, 
Beschluß vom 2. Oktober 1969 — 1 BvL 12/68 — , 
NJW 1969, 2133). Beispielhaft dafür sind die Gasöl- 


Betriebsbeihilfe-Verordnung Werkfernverkehr vom 
20. März 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 260) und die 
Gasöl-Betriebsbeihilfe-Verordnung Schienenverkehr 
vom 20. März 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 267). Im* 
vorliegenden Fall handelt es sich darum, die Unter- 
nehmen des öffentlichen Personennahverkehrs in die 
Lage zu versetzen, ihre im öffentlichen Interesse lie- 
genden Erschließungs- und Straßenentlastungsfunk- 
tionen weiter zu erfüllen. Dies ist von hervorragen- 
der verkehrspolitischer Bedeutung. 

IL Zu Artikel 1 

Durch Anfügung der neuen Nummer 4 in Absatz 1 
werden die Verkehrsbetriebe, soweit sie Linienver- 
kehr mit Kraftomnibussen nach dem Personenbeför- 
derungsgesetz und Schülerbeförderungen nach der 
Freistellungsverordnung vom 30. August 1962 durch- 
führen, in den Kreis der Betriebe einbezogen, für die 
bereits eine Betriebsbeihilfe für versteuertes Gasöl 
gewährt wird. Der in Artikel 1 Nr. 2 genannte Betrag 
von 38,85 DM entspricht der derzeitigen Belastung 
des Gasöls mit Mineralölsteuer je 100 kg (Artikel 8 
des Steueränderungsgesetzes 1966 — Bundesgesetz- 
blatt I S. 702 — ). Er stimmt mit dem in § 3 des Ge- 
setzes über die Verwendung von Gasöl durch die 
Betriebe der Landwirtschaft vom 22. Dezember 1967 
genannten Betrag überein. Umgerechnet auf den 
Literpreis bei einem spezifischen Gewicht des Mine- 
ralöls von 0,828 beträgt die Mineralölsteuer 32,15 
DM je 100 Liter Gasöl. Um das Ziel, den Linienver- 
kehr und den Schülerverkehr mit Kraftomnibussen 
von der Mineralölsteuer zu entlasten, zu erreichen, 
muß daher den Unternehmen dieser Verkehre eine 
Betriebsbeihilfe in Höhe dieser Beträge, je nach An- 
gabe des Verbrauchs in Kilogramm oder Liter, ge- 
währt werden. 

Das Nähere über die Abgrenzung der Betriebe, die 
Verteilung der Mittel und die Berechnung der Bei- 
hilfe sowie über das Verfahren bestimmt gemäß Ab- 
schnitt III Artikel 4 Abs. 4 des Verkehrsfinanzgeset- 
zes 1955 die Bundesregierung durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates. Dies w'äre 
in Anlehnung an die bereits erlassenen Betriebsbei- 
hilfe-Verordnungen zu regeln. 
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Anlage 2 


Äußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung hat die Bedeutung des öffent- 
lichen Personennahverkehrs wiederholt hervorgeho- 
ben, zuletzt in ihrem jüngst erschienenen Verkehrs- 
bericht 1970, der als BT-Drucksache VI/ 1350 vorliegt. 
Sie ist mit dem Bundesrat der Meinung, daß der 
öffentliche Personennahverkehr dringend der Förde- 
rung bedarf. 

Der Bund stellt in dieser Erkenntnis schon seit 1967 
den Ländern und Gemeinden Zuwendungen für In- 
vestitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse in den Gemeinden zur Verfügung, insbeson- 
dere auch zum Bau und Ausbau von Verkehrswegen 
des öffentlichen Personennahverkehrs. Der von der 
Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines Ge- 
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (BT-Druck- 
sache VI/1117) hat zum Ziel, diese Hilfen des Bundes 
auf der neuen Grundlage des Artikels 104 a des 
Grundgesetzes fortzusetzen. Die vom Bund in den 
Jahren 1967 bis 1969 im Bundeshaushalt für Ver- 
kehrswege des öffentlichen Personennahverkehrs 
bereitgestellten und für die Jahre 1970 und 1971 vor- 
gesehenen Mittel erreichen den Betrag von mehr als 
1,7 Milliarden DM. Rechnet man die Kredite zu, für 
die der Bund den Kapitaldienst übernimmt, nämlich 
für 1968 und 1969 rd. 90 Millionen DM und für 1970 
und 1971 entsprechend den vorgesehenen Ermächti- 
gungen bis zu 396 Millionen DM, so stehen insge- 
samt von 1967 bis 1971 für Investitionen in Ver- 
kehrswege des öffentlichen Personennahverkehrs 
nahezu 2,2 Milliarden DM zusätzlich als Hilfen des 
Bundes zur Verfügung. 

Hierneben wendet der Bund jährlich hohe Beträge 
als Betriebsmittel für den Personennahverkehr der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- 
post auf, und zwar 1970 für den Personennahverkehr 
der Bundesbahn nahezu 800 Millionen DM unmittel- 
bar durch Zahlungen aus dem Bundeshaushalt, 
außerdem durch die Bundespost rd. 100 Millionen 


DM in Form der Kostenunterdeckung im Postreise- 
dienst, insgesamt also rd. 900 Millionen DM/Jahr. 

Die finanzielle Verantwortung für die Unternehmen 
des öffentlichen Personennahverkehrs im übrigen, 
also ohne Bundesbahn und Bundespost, obliegt nicht 
dem Bund, sondern den Ländern und Gemeinden. 
Davon wurde auch beim Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern ausgegangen. 

Eine Lösung der Probleme muß unter diesen Um- 
ständen insbesondere darin gesucht werden, daß 
Länder und Gemeinden für die ihrer Verantwortung 
unterliegenden Unternehmen des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs Maßnahmen ergreifen, wie sie 
der Bund für Bundesbahn und Bundespost ergriffen 
hat. Im Rahmen der Steuergesetzgebung trägt der 
Bund allerdings auch verkehrspolitischen Belangen 
des öffentlichen Nahverkehrs Rechnung. 

In der mehrjährigen Finanzplanung des Bundes sind 
indessen keine Mittel für die geforderten Betriebs- 
beihilfen vorgesehen. Sie könnten nur eingesetzt 
werden, wenn andere Maßnahmen zurückgestellt 
würden. Die Bundesregierung sieht hierzu jedoch 
keine Möglichkeit. 

Würde man für den öffentlichen Personennahver- 
kehr anerkennen, daß er wegen seiner öffentlichen 
Aufgaben im Ergebnis von der Mineralölsteuer frei- 
zustellen sei, wären zudem entsprechende Forderun- 
gen auch anderer Institutionen, die öffentliche Auf- 
gaben wahrnehmen, zu erwarten, für die keine 
Deckung vorhanden Ist. 

Die Bundesregierung spricht sich darum unter den 
zur Zeit gegebenen Umständen gegen die Annahme 
des vom Bundesrat vorgelegten Gesetzentwurfs aus. 
Sie weist im übrigen darauf hin, daß sie Gegenwär- 
tig ein Gesamtkonzept für den öffentlichen Perso- 
nennahverkehr vorbereitet, von dem sie eine wirk- 
same Lösung der Probleme erwartet. 
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